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Die Erste Seite

Geldw�schepr�vention –
Deutschland r�stet nach

Die Financial Action Task Force (FATF) bei der OECD mit zurzeit 36 Mit-

gliedsl�ndern haben in ihrem Deutschlandbericht von 19.2.2010 (abruf-

bar unter: http://www.fatf-gavi.org-dataoecd-44-19-44886008.pdf) ein

Geldw�schevolumen aus Vortaten von rund 43 bis 57 Mrd. Euro in

Deutschland gesch�tzt. Zugleich wurden in Deutschland im Jahre 2010

rund 11000 Geldw�scheverdachtsanzeigen erstattet. Aus der Tatsache,

dass es gleichwohl nur zu geringf�gigen – zuk�nftig pr�ziser Verdachts-

meldung genannt – Geldw�scheabsch�pfungen (218 Mio. Euro in 2007)

bzw. nur zu ca. 700 Verurteilungen kam, wird von den Kritikern des

§ 261 StGB leichtfertig der Vorwurf der Ineffi-

zienz erhoben.

Aber wo liegt die Opportunit�t? Soll Deutsch-

land wirklich auf eine Bestrafung der Geldw�-

sche verzichten? Dann m�sste mit den glei-

chen Gr�nden bei jedem Missverh�ltnis zwi-

schen erkannten Taten und anschließender

Verurteilungsstatistik in vergleichbarer Weise die Strafbarkeit in Frage ge-

stellt werden (Stichwort Drogenhandel, Diebstahl geringwertiger Sachen,

Alkohol am Steuer). Geldw�sche ist aufgrund seines Vorstrafenkatalogs ein

Massendelikt. Aus dem gleichen Grunde gibt es wie bei den anderen Mas-

sendelikten eben auch ein hohes Dunkelfeld. Zugleich werden Geldw�-

scheverst�ße h�ufig in Zusammenhang mit den Vortaten angeklagt und

dann nach § 154 StPO eingestellt, sodass die erfolgte Geldw�schever-

dachtsanzeige sich nicht in der Verurteilungsstatistik niederschl�gt. Hinzu

kommt, dass die Strafverfolgungsbeh�rden �ber die Geldw�scheverdachts-

anzeige erste Hinweise auf m�glicherweise vorliegende andere Taten und

damit einen ersten Ansatzpunkt f�r Ermittlungen haben. Zur Strafbarkeit

der Geldw�sche gibt es kriminalpolitisch daher keine ernsthafte Alter-

native.

Mit dem jetzigen Gesetzentwurf der Bundesregierung werden die von der

FATF im Deutschlandbericht vom 19.2.2010 angesprochenen Defizite im

deutschen Rechtssystem identifiziert und bei Umsetzung auf Bundesebene

beseitigt. Von besonderer Bedeutung sind:

– die Definition des „wirtschaftlich Berechtigten“ und die Konkretisierung

der Sorgfaltspflichten, insbes. zur Identifizierung des „wirtschaftlich Be-

rechtigten“;

– die Erg�nzung der Meldepflicht f�r den Fall, dass eine Identifizierung

des Vertragspartners oder des „wirtschaftlich Berechtigten“ nicht m�g-

lich ist;

– die Konkretisierung entsprechender Sorgfaltspflichten f�r Treuhandkon-

struktionen;

– die Erg�nzung der verst�rkten Sorgfaltspflichten in Bezug auf inl�ndi-

sche politisch exponierte Personen (PEPs).

Als untergesetzliche Maßnahme wird die Einrichtung eines Forums f�r

Geldw�schepr�vention und Verhinderung der Terrorismusfinanzierung

beim Bundesministerium der Finanzen angesiedelt.

Nicht genug betont werden kann, dass nunmehr immer, wenn der Ver-

tragspartner eines Geldw�scheverpflichteten als Treuh�nder handelt, er

per Definition auf Veranlassung eines ande-

ren handelt, womit dieser andere stets als

„wirtschaftlich Berechtigter“ festzustellen ist.

Flankierend sieht hierzu das Gesetz die Ver-

pflichtung des Vertragspartners vor, offenzu-

legen, ob er die Gesch�ftsbeziehung oder

Transaktion f�r einen „wirtschaftlich Berech-

tigten“ begr�nden, fortsetzen oder durchf�hren will. Damit nimmt das Ge-

setz nunmehr den Grundsatz auf, dass es nie anonyme Gesch�ftsbeziehun-

gen geben darf.

Diese Pr�ventionsmaßnahmen in einen IT-unterst�tzten Gesch�ftsprozess

umzusetzen, wird nicht nur eine hohe intellektuelle Aufgabe sein, sondern

auch bei den InstitutenGeld kosten. Gleichwohl gilt auch hier der Grundsatz:

Werdie L�cher imSieb zugroßansetzt, kanndas Filterngleich ganz lassen.

Mit der Erweiterung der Definition der PEPs auf Ausl�nder, die in Deutsch-

land ihren Wohnsitz haben, wird eine �berwachungsl�cke geschlossen.

Aufgrund der zahlreichen mit der Geldw�schepr�vention/-verfolgung

befassten Beh�rden (BaFin, Bundeskriminalamt, Zoll, Bundesnachrichten-

dienst) ist die Abstimmung im Rahmen des Forums f�r Geldw�schepr�ven-

tion und Verhinderung der Terrorismusfinanzierung beim Bundesministeri-

um der Finanzen ein echter Meilenstein zur institutionalisierten Koordinie-

rung der Arbeit.

Offen bleibt, ob die Bundesl�nder, die f�r die Bek�mpfung der Geldw�sche

in der Realwirtschaft (Immobilien, Spielbanken, Autohandel) zust�ndig

sind, die von der FATF deutlich festgestellten Defizite beseitigen werden.

Hierzu besteht eine begr�ndete Hoffnung, nachdem das Hessische

Finanzministerium eine Vorreiter- und Koordinierungsrolle f�r die Bundes-

l�nder �bernommen hat.

Gleichwohl gilt: Die n�chste FATF-Pr�fung nebst L�nderbericht wird kom-

men.

Der Gesetzentwurf der Bundes-
regierung zur Optimierung der
Geldw�schepr�vention ist ein

großer Wurf!


